
3107 62, öffentliche Sigung am Mitiwoch, den 4. Auguſt 1920, 

hatte. Die Preiſe ſeien bis 1. Juli 1920 weiter geſtiegen, 

Es wurde hingewieſen auf eine gerade zwei Tage vorher in 

Mannheim hervorgetretene Bewegung unter den Potizei- und 

Genbarmeriebeaniten, die eine Entſchuldungöſumme von 1500 

Mark verlangt hatten, über die vorausſichtlich morgen hier im 

Hauſe berichtet werden wird. Auth der jetzige I. Budgetnach= 

trag befriedige nicht voll, man wolle es aber dabei belafj 

Was die Viertelung = ſtatt der Drittielung — mit 

Einrechnung der Funktionäre, d. h. der in den höheren Grup- 

pen namentlich aufgeführten Stellen, angeht, ſo wurde auch 

hier zunädjit eine ablehnende Stellung eingenommen. Der 

Beamtenbund ſei überhaupt gegen eine Drittelung, er ſei für 

tie Alterövorrüdung, alſo die automatiſche Vorrücung, ähnlich 

wie ſie in der Beſoldung3ordnung für die Lehrer vorgeſehen 

ift. Es wurde geltend gemacht, durch dieſe Drittelung könne 

es vorkommen, daß von dem gleichen Examensjahrgang, der 
eine ein paar Jahre früher in eine gehobene Sielle aufrüde 

als ein anderer. Schließlich aber haben ſich die Vertreter ber 

Beamten mit der Drittelung unter Einbegiehung der Funk- 

tionärſtellen einverſtanden erklärt, 

Was dann viertens die Verminderung des Aufwandes für 

das außerplanmäßige Perſonal anlangt, fo haben ſich die Ver« 

treter des Beamtönbundes bedingungölo8 mit der 48- Stun- 

den-Arbeitswode einverſtanden erklärt. 

Wegen der „durhgehenden“ Arbeitszeit wurde 

gewünſcht, daß die Beamten erneut befragt werden; für den 

Soll, daß die Mehrheit ſich, wie angenommen wurde, für die 

Nüdkehr zur geteilten Arbeitszeit ausſpräche, wurde gewünſcht, 

daß doch auch künftig für auswärts Wohnende nad Ausnähmen 

zugelaſſen werden ſollen. 

Dagegen wurde Wert auf die Beibehaltung des freien 

Samstag-NRahmittagd gelegt, ſodaß alſo am Samstag 

nur eins geringere Anzahl und dafür an den 5 übrigen Wo- 

Hentagen eine größere Zahl von Arbeitsftunden gearbeitet 

werben müßte. 

. Eniblich wurde auch die Erweiterung der Stellvertretung für 

erkrankte Beamte, inösbefondere bei den Profeſſoren; bei -denen- 

zur Zeit nur für 14 Tage Stellvertretung geleiſtet wird, eine 

ſolche für eine längere Zeit ohne beſondere Vergütung in Aus- 

ficht geſtellt. 1 = 

Bas ſchließlih den grundſäßlichen Abbau der Teue- 

rungö3zuſchläge vom 1. Januar 1921 ab betrifft, jo 

wurde hier entgegengehalten: Wenn das nach der Geſtaltung 

der - wirtſchaftlichen Verhältniſſe möglich ſei, ſo könne er 

natürlich auch bei uns in Frage kommen. 

Am Tage darauf, am lekten Samstag, iſt dann der Haus- 

Haltöausſchuß auf Grund dieſer Beſprechung mit den Vertre- 

tern des Beamtenbundes in die zweite Leſung des I. 

Nachtrags eingetreten. Auf Grund bes Ergebniſſes .der Ver- 

Handlungen mit den Vertretern des Beamtenbundes ſtellte er 

fich dabei anf folgenden Standpunkt: 
4. Die Abſtriche, die in der erſten Leſung gemacht wor- 

den find, follten einer nochmaligen Prüfung unterzogen wer- 

den; inöbejondere dort, wo ſich keine wirkliche Erſparnis, ſon- 

dern nur eine Verſchiebung auf die Poſition für außerplan- 

mäßige Beamie ergebe, ſolle die Wiederherſtellung dur<geführt 

werben. 

2. Bon der Abftufung ber Tenerungdgufhläge 

ſoll abgefehen werben, 
8. Bei der Einreihung in die’ gehobenen Stellen ſoll die 

DrittelungmitEinre<hnung der Funktionäre 

zu. Grunde gelegt: werden. 
Dädurch ergab fich dann Eine Gefamterfparnis von“ 

2969 000 M.   

Sie dürfen es dem Vorſikenden des Haushalt3ausſchuſſes, 
der bemüht war, die Verhandlungen zu einem noh vertret- 

baren Ergebnis zu leiten, nicht übelnehmen, wenn er ſein Ur- 
teil in die Worte zuſammenfaßt, daß diejes Ergebnis nicht 

befriedigend iſt. 
Wenn wir alſo troß redlicßhen Bemühens eine nennend« 

werte Minderung des Aufwandes nicht herbeizuführen ver« 
mochten, ſo liegt der Fehler in der Beſoldung8ordnung und 

nicht in der Einſtuſung: Die Grundgehalte find eben 

über das erträgliche Maß hinausgeſchoben, und es wird = 
dieſe Meinung ijt im Haushaltsausſchuß hervorgetreten = 
gemeinſam mit den andern Ländern eine Herabſehung der 
Grundgehalte zu erſtreben ſein. 

Ebenſo wird im Auge zu behalten ſein, daß bezüglich eines 
Abbaues der Teuerungszuſ<läge, wenigſtens vom 

1. Januar nächſten Jahres ab, ebenfalls gemeinſam mit den 
anderen Ländern vorgegangen werden muß. 

Mit Entſchiedenheit wurde im Haushalt8ausſchuß betont 
daß die richtige Beamtenpolitik nicht darin beſtehe, dem Ber 
amten große Gehälter in Papiergeld zu geben, ſondern daß 

fie in der Aufrechterhaltung unſerer“ Finanzen und in der 
Verhütung des Anwachſens unſerer Schuldenlaſt zu ſchern ſei. 
Dadurch werde weiterem Sinken der Kaufkraft des Geldes 
vorgebeugt und den Beamten mehr genüßt als burd eine 
Vermehrung ihrer Bezüge auf dem Papier. 

Nun iſt aber anſcheinend leider im Reiche aunädit 

keine Verminderung ber Grundgehalte zu erg 
warten; vielmehr ſteht, wie man aus den Zeitungen erfah- 
ren hat, bei der Reviſion der Beſoldungsordnung eine Steige- 
rung des Aufwandes in Ausſicht, Es ſoll hier eine Angleichung 
an Bayern erfolgen und ben Fehler, welcher im Reichstag 

hinſichtlich der, Perſonalreform. bei der Poſt. gemacht wurde, 
ſcheint man auch jeht noch nicht überwinden zu können. 

E3 wurde im Ausſchuß davon geſprochen, .daß nicht, nur von. 
den Arbeitern da und dort die Revolution zu einer Lohn- 
bewegung „mißbraucht werde, ſondern- daß. ſie, hie. und. 
da auch bei den Beamten zu einer Gehaltäbemegung mißbraucht 

werde, und der Ausſchuß hat es beshalb für nötig befunden, 

dem nach Berlin zu den Verhandlungen über die Reviſion 
der Reichsbeſoldungsordnung delegierten Beamten 

Nichtlinien mitzugeben, die ich Ihnen hier zum Shluß 
noch mitteilen will: 3 

3 joll erſtrebt werden: 

1. daß die gleichwertigen Beamtengruppen 

und. Beamten des Reiches, der Länder, Ge- 
meinden und öffentlichen Körperſ<aften bezüge 
lich der Höchſtgrenze der Bezüge ſowie bezüglich der Einreihung 
in die Vejoldungsgruppen gleich behandelt werde! 

2. daß aber den Ländern, Gemeinden und 
fentlichen Körperſchaften vorbehalten bleibt, 
unter der Höhftgrenge der Bezüge nach der Reichs- 

beſöldungsordniung zu bleiben und gleichwertige Beamten- 
gruppen und Beamte in eine niedrigere Vefoldungsgruppe 
einzureihen; 

8. daß Überſchreitungen der Höhſibezüge und 
die Einſtufung nach der Reichsbeſoldungsordnung nur zus 
läſſig ſein ſollen beim Vorliegen beſonders dringender Ver- 
hältniſſe und, ſoweit es die Länder angeht, nur mit Zus 
ſtimmung des Reich srats, ſoweit es ſich um Gemeinden 

und öffentlc<he Körperſchaften handelt, nur mit Zuſtimmung 
des. Staatsminifteriums; 

4. daß die gleichwertigen Beamtengruppemund 2% 

amtan der Länder, die nicht in ber Neihäbefol» 

Br, We ohenhrae Srpig am Mittwoch, den 4, Wugup 1920, 3110 

Sungsorbiwiig vorkommen, in den Länbebbeſoldungz- 
ordnungen möglichſt gleihmäßg eingereiht werden, 

Es wurde dazu feſtgeſtellt, daß nichts dagegen einzuwenden 
iſt, wenn die Ziffer 1. bis 8 dieſer Richtlinien für Länder, Ge- 
meinden und öffentliche Körperſchaften durch NReichs8geſeß für 
verbindlich erklärt werden. Wie uns aber der. Kommiſſär 
des Finanzminiſteriums mitteilte, waren bei der Beratung in 
Berlin für eine geſeßliche „Regelung nur Baden, Lübe> und 
Württemberg, für eine gleihmäßige Negelung im Wege der 
Vereinbarung noh Sachſen und Heſſen, Jede reichögefehliche 
Den werde aber von Preußen und Bayern direkt abge- 

nt. : 

Das iſt im weſentlichen das Ergebnis der. Beratungen des 
Haushaltöausſchuſſes, Auf die Anträge, die der Haushalts, 
ausſhuß zu den einzelnen Hauptabteilungen des Voranſchlags» 
nachtrages zu ſtyllen hat, wird dann von den einzelnen Ver 
richterſtattern zu den verſchiedenen Hauptabteilungen einzu- 
gehen ſein (Allgemeiner Beifall). 19:4 4396 nis 

Zum mündlichen Bericht des Haushaltsaus« 
Fhuſſes über die eingelnen Hauptabteilun« 

gun des I, Nachtrags zum Staatshoranſchlag 
für 1920 erhält fobann das Wort, und zwar zu Haupt» 
abteilung I: Landtags VE R 

*x 
Berichterflatter. Abg. Weißmann (So4)3 

Bet der Hauptabteilung I, Landtag, find nür wenige Ände» 
rungen zu verzeihnen. Anſtatt der vier Stenogräphen, bie 
planmäßig einrangiert werden ſollten, hat der Haushalt8aus« 
ſchuß beſchloſſen, nur 2 einzureihen. Somit kommen nur 9-| 

minus 2 Beamte in Frage und der Beſoldungstarif iſt des- 
Halb nur für 7 Beamte anzuſehen. Darnach iſt bei der Eins 
ftufung zu verfahren... Es. iſt alſo zu beantragen, .baß bie 
Hauptabteilung I, Landtag, genehmigt werde. 

Bu Sauptäbtetlüng IT: Staatsminiſterimm, erhärt 
an Steile des Berichterſtatters, Abg, Görlä<ex, das Wort 

Abg. Senvberf (Zentr.)2 
Bei ber Hauptabteilung IL ſind ainderingen gegenimer bem 

Nachtrag außer den in der Druckſache Nr. 8b aufgeführten, 
auf die ich verweiſe, nicht zu verzeichnen; ich beanträge Ges“ 
nehmigung. . ? 

Zu Saupfabteilung III: Winiſtetium bes Auswär- 
tigen, erhält das Wort G 

"Berichterſtatter Abg. Ihrig (©. Dem. P.): EK 
Auch zur Hauptableilung IN, Miniſterium des Auswärti- 

gen, iſt wenig au bemerken. Der HauShaltöausſchuß ſchlägt | 
dem Hauſe vor, dieſen I. Nachtrag mit folgenden Anderuns 
gen zu genehmigen: 4 

In den Erläuterungen. iſt als Vorbemerkung au feben: 
„Die hier angeforderten Stellen find mit jenen. der Haupt- 
abteilung II gegenſeitig übertragbar“. 

Bei „1 Miniſtexialdirektor, Gruppe 3 2“, iſt in den Er« 
fäuterungen beizufügen; „Künftig wegfallend"; ſtatt „2 Mini» 
fterialräte, Gruppe XIII“ iſt zu ſchen: „AlMinifterial- 
raf Gruppe XI, 1 Obertegierungsrat, Gruppe 
ZU"; in die Erläuterungen hierzu iſt beizufügen: „Die bei 
Borlage dieſes Nächtrags im Artte befindlichen Miniſterial- 
räte behalten ihre Bisherige Amtöbezeichnung mit hen Beziie 
‚gen ber Gruppe XIII”; bei „1 Miniſterialoberſekretät, Gruppe 
R" iſt in den Erläuterungen beizufügen: „Künftig wegfal- 
len8"; ſtatt „2 Büroinſpektoren Gruppe IX“ iſt zu ſehen: 
„1! Büroinſpektor, Gruppe 1X“; ſtatt „8 Oberſekretäre, 
Wruppe VIII“ iſt zu ſehen: „4 Oberjekretäre, Gruppe 

VIII" mit. dem Zuſake in den Erläuterungen „Ei 
| Grüppe VIII fällt fünjtig weg“, ONE 

„Bei Titel IT $ 1 üt ein Aufwenbungägelb von 50.000 M, 
für die Geſandſ<aft in ‚Berlin eingefekt.. Der Haushalts« 
ausſchuß ſchlägt Ihnen vor, dafür au jehen; „Aufwen 
we we em M, auſägliche Teuerungsbewilligung 

Der Veſolbungsbedärf beträgt hiernach bei: 
81 203 000 M. 
88 „Es 84 400 M. 
8 2a 9400 M. 

SS, 133 300 7, 
ſo daß die Summe bon Titel I beträgt 400100 M. und die Gejamtfumme ber Hauptabteilung III mithin 682 700 M. Ihr Ausſchuß erbittet Ihre Genehmigung 

Zur Haunbtabteit ; i EDI eilung IV: Finatnäminiſterium, erhält 

Veorichterſtattex Abg. Seubert (Zentr. 5 
Die Änderungen, bie in der Gauptabteifur ( miniſterium) zu verzeichnen 9% RAKE a Drudj. Nr. 8b. I< will deswegen auf die einzelnen Ande: zungen nicht eingehen und. bemerke nur noh, daß geftrichen worden ijt in ber Sauptabteilung IV. Titel 1,8 1,4 Nas fiele, Giatt 47 Beamte heißt es in der Schlußzuſammen« Leung 18 Beamte, Se EE 14225 3 ei Titel I1, Abteilungen für Domä Y“ Fo hä ſten, iſt 1 Forſtrat geſtrichen ee a ann domänenberwaltung find 2 Kanzleiaffiftenienftellen geſtrichen worden, weil die Anwärter die Vorbedingungen für die etat- mäßige AnſteJung noch nicht erfüllt haben, Im übrigen | ?ann id) nur verweiſen euf bie Änderungen, bie in der Erlen = aufgeführt worden find, tach dem I, Nachtrag find vorgeſehen 30.700 080 für ® EEE WIE den Beſchlüſſen des Fer ng > hujje “- Wir haben all i iB au bergeichnen bon 140580 M. Dabei 9 u x Aubegehätter und Ginterbliebenenberforgung, bei ber Bera« tung im Haushaltsausſchuß ausgefeht geblieben 
Der Haushaltsausſchuß kommt zu dem Antrags Der Landtag wolle den I, Nachtrag zum Staatövoranſchlag | für 1920, Hauptabteilung IV, Finanzminiſterium, ſowie An- Inge 1 zu Hauptabteilung IV, Amortifationst, eit fü , ‚alle, ſowei den Perſonalaufwand betreffen, mit den in pi geführten Änderungen genehmigen. kr 
Zur Hauptabteilung V: Mi ; 

| erhält das Wort: 5 6 V: Miniſterium bes Zunern, 

MAUL Abg. Sc<hneiveor-Heidelberg (Zentr: m ganzen iſt in Hauptabteilung V ‚eine Merri ' der angeforderten Stellen um 36 eefölgt, ee grundjäbligen Stellungnahme des Haushaltsausſchuſſes kann | ich auf die Ausführungen des Herrn Vorſikenden Bezug nehs men und erwähne nur noh, daß in Ti ini rium 4 anſtalt 8 Deinifierateke en Beni wurden und bei „6 Oberregierungsräte, Gruppe KILL“ in ja Erläuterungen beizufeßen iſt: „Hierunter 8 Beamte, Bas bei ber Vorlage dieſes Voranſchlagönachtrages als Miniite kialräte im Amt waren und ihre bisherige Amtöbegeichnu: 4 u u den der Gruppe KIT behalten.“ X ie Nebengehalte wurden beſon e ergeben fich auß der Drudj, Nr. u a m Miniſterium 16 Stellen in Wegfall gekommen. Die Erfpar- nis an dem Beſoldungsſol ergibt fich gleichfalls aus 2   Drucſache.  


